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Klimaschutz und Klimaanpassung bei der Wasserrechtsvergabe

➢ Klimaschutz und Klimaanpassung sind bei wasserwirtschaftlichen und wasserbehördlichen 
Entscheidungen gesetzlich zu berücksichtigen. Was bedeutet das für die Tatbestandsebene und die 
Ebene der Ermessensausübung?

▪  Art. 20 Abs. 3 GG > Bindung an Gesetz und Recht

▪ Tatbestandsebene: erforderliche Ermittlung und Bewertung der kurz-, mittel- und langfristigen Klimafolgen für 
die Gewässerbewirtschaftung, gerade bei langfristig wirkenden Entscheidungen für Wasserentnahmen

▪ Rechtsfolgenebene: Solange kein Versagungsgrund vorliegt, pflichtgemäßes Ermessen, also Ausübung des 
Bewirtschaftungsermessens unter Berücksichtigung der vorangehenden Ermittlungen und Bewertungen 



Klimaschutz und Klimaanpassung bei der Wasserrechtsvergabe

➢ Welche Anforderungen sind an eine rechtssichere Prognose für die Entwicklung des nutzbaren 
Wasserdargebots zu stellen? Ist eine Worst-Case-Betrachtung zulässig oder sogar erforderlich?

▪ Prognoseanforderungen sind divers, aber ähnlich

- methodengerechte Erstellung auf Basis fachwissenschaftlicher Maßstäbe, keine willkürlichen Annahmen 
oder offensichtliche Unrichtigkeiten, nicht in sich widersprüchlich oder aus sonstigen Gründen nicht 
nachvollziehbar (Rechtskontrolle der prognostischen Gefahrenanalyse der Bundeswehr)

- geeignete Methode, methodisch einwandfrei erarbeitete Prüfung, keine unrealistischen Annahmen, 
Sachverhalt zutreffend ermittelt, Ergebnis einleuchtend begründet (Rechtskontrolle von 
Verkehrsprognosen)

- bei Fachkonvention > Anwendung der Fachkonvention (Gebiets- und Artenschutzrecht)

- Keine allgemein anerkannter fachliche Meinung, Anwendung vertretbarer fachlicher Maßstäbe und 
Methoden, die zu einer plausiblen Einschätzung der fachlichen Tatbestandsmerkmale führen (insb. 
Artenschutzrecht)

▪ Worst-Case-Betrachtung als weiteres Prognoseelement

- Art. 20a GG: Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen für künftige Generation > zumindest zulässig

- Art. 191 AEUV „Vorsorgeprinzip“ = Ansatz der Risikovermeidung = Maßnahme, die der Allgemeinheit oder 
der Umwelt Schaden zu fügen kann, darf nicht durchgeführt werden > zunehmend erforderlich



Klimaschutz und Klimaanpassung bei der Wasserrechtsvergabe

➢ Sind Nebenbestimmungen zu einer Erlaubnis mit dem Vorsorgegrundsatz begründbar, wenn eine 
Wasserknappheit nicht prognostiziert werden kann?

▪ Prognose mit Worst-Case-Betrachtung: Keine Wasserknappheit > Wasserknappheit kann sicher 
ausgeschlossen werden > keine Nebenbestimmung wegen Wasserknappheit begründbar

▪ Prognose ohne Worst-Case-Betrachtung: Keine Wasserknappheit > Wasserknappheit kann nicht sicher 
ausgeschlossen werden > Nebenbestimmung wegen Wasserknappheit begründbar 

➢ Inwieweit kann die Wassernutzungseffizienz (Einsatz wassersparender Technik) bei der Entscheidung 
über die Genehmigung von Wasserentnahmen berücksichtigt werden?

▪ Prognose zur Wirkung von konkreten Maßnahmen der Wassernutzungseffizienz, also zur Technik und zur 
praktisch möglichen und erreichbaren Wasserentnahmeeinsparung

▪ Rechtlich und praktisch effektive Absicherung in der Genehmigung durch Nebenbestimmungen, Auflagen 
und/oder Vorbehalt, ggfs. auch durch Inhaltsbestimmung, jeweils in Abhängigkeit von der Wirkung der 
Wasserentnahme auf den jeweiligen Wasserkörper und von der Sensibilität des Wasserkörpers für 
Wasserentnahmen



Klimaschutz und Klimaanpassung bei der Wasserrechtsvergabe

➢ Ist es mit § 4 Absatz 2 Nummer 1 GrwV vereinbar, mit technischen Mitteln gewinnbares 
Tiefengrundwasser bei der Bestimmung des nutzbaren Grundwasserdargebots auszuschließen?

„die Entwicklung der Grundwasserstände und Quellschüttungen zeigt, dass die langfristige mittlere jährliche 
Grundwasserentnahme das nutzbare Grundwasserdargebot nicht übersteigt “

▪ einzelfallabhängig von der Regenerierbarkeit des nutzbaren Dargebots des Tiefengrundwassers

➢ Kann § 33 WHG als Bewertungsmaßstab für die Auswirkungsprognose für eine Grundwasserentnahme 
herangezogen werden?

▪ Wasserentnahme aus oberirdischen Gewässer nur zulässig, wenn erforderliche Abflussmenge erhalten bleibt, 
um den Zielen des §§ 6 Abs. 1, 27 bis 31 zu entsprechen (Mindestwasserführung)

▪ klar vorgegeben durch Anforderungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 lit. a GrwV, wonach durch menschliche 
Tätigkeiten bedingte Änderungen des Grundwasserstandes nicht dazu führen, dass die Bewirtschaftungsziele 
nach § 27 für die Oberflächengewässer, die mit dem Grundwasserkörper in hydraulischer Verbindung stehen, 
verfehlt werden > Mindestwasserführung ist Mindestanforderung für ökologischen Zustand



Klimaschutz und Klimaanpassung bei der Wasserrechtsvergabe

➢ Kann ein Klimawandelabschlag („Trockenwetterreserve“) bei der Ermittlung des nutzbaren 
Grundwasserdargebots rechtlich begründet werden?

▪ § 12 Abs. 2 WHG > Bewirtschaftungsermessen unter Berücksichtigung des Art. 20a GG und Art. 191 AEUV 
möglich und geboten

▪ Prognose mit Worst-Case-Betrachtung der Klimawandelfolgen zeigt Wasserknappheit 

- im Umfang der ermittelten Wasserknappheit möglich bzw. zumindest denkbar

▪ Prognose ohne Worst-Case-Betrachtung der Klimawandelfolgen

- Schwierigkeiten bei der Bestimmung des Umfangs der Trockenwetterreserve

- Hilfsüberlegungen erforderlich, verbal-argumentative Begründung ausreichend 



Instrumente zur vorsorgenden Vermeidung von Wasserknappheit

➢ Welche planungsrechtlichen Instrumente können für eine vorsorgende Gewässerbewirtschaftung auf 
Landes- und Kommunalebene genutzt werden bzw. welche sind denkbar?

• Bewirtschaftungspläne und behördenverbindliche Maßnahmenprogramme für die jeweiligen Teile der 
Flussgebietseinheiten der Länder 

> je konkreter das Maßnahmenprogramm umso stärker die Bindungswirkung auch für andere 
Planungsverfahren und Vorhabenzulassungen

• Grundsätzlich können und sollten (entsprechend Erwägungsgrund Nr. 16 WRRL) Maßnahmen einer 
vorsorgenden Gewässerbewirtschaftung unter Berücksichtigung und im Rahmen der jeweiligen 
fachgesetzlichen Vorgaben (entsprechend beschränkt) in Pläne, Satzungen, Programme und Strategien 
integriert werden, z. B. in:

Landesentwicklungspläne, Raumordnungspläne, Flächennutzungspläne, Bebauungspläne, 
Stadtentwicklungs- oder Sanierungssatzungen, kommunale Rahmenpläne, bauordnungsrechtliche 
Gestaltungssatzungen, Wasserrechtliche Satzungen (sofern landesrechtlich vorgesehen), 
Forsteinrichtungspläne, Landes- oder kommunale Förderprogramme, landesrechtliche Ausgestaltung des 
GAP-Strategieplans, Bildungspläne …



Instrumente zur vorsorgenden Vermeidung von Wasserknappheit

➢ Können besondere Beteiligungsformate (Stau-, Wasser- oder Bewirtschaftungsbeiräte) positive Effekte 
zur Vermeidung von Nutzungskonkurrenzen entfalten und was sind die rechtlichen Anforderungen an 
deren Bildung?

▪ Beteiligungsformate auf fachlicher Ebene können eine bessere Einordnung von Problemen auf der jeweiligen 
Entscheidungsebene ermöglichen.

> potentiell ein Gewinn zur Entwicklung von Konfliktlösungen und damit auch zur Vermeidung von 
Nutzungskonflikten

▪ Die Anforderungen der Bildung von Beiräten hängen u.a. von der rechtlichen Verantwortung, etwaigen 
Mitwirkungsrechten und Informationsansprüche sowie ggfs. auch von finanziellen Fragen bei der Mitwirkung 
(Aufwandsentschädigung u. ä.) ab.

▪ Beispiel: Naturschutzbeiräte in Hessen (§ 57 HeNatG und VO über die Naturschutzbeiräte)



Regelungsbedarf zu § 6 WHG und Priorisierung bestimmter Nutzungen

➢ Welche Elemente beinhaltet ein klimaangepasstes Wasserressourcenmanagement und worin liegt der 
Unterschied zur etablierten Gewässerbewirtschaftung? Spiegeln die Grundsätze des § 6 WHG dies 
ausreichend wieder oder besteht Anpassungsbedarf?

• Etablierte Gewässerbewirtschaftung setzt auf einem statischen Wasserhaushalt auf und schreibt diesen 
weitestgehend in die Zukunft fort.

• Klimaangepasstes Wasserressourcenmanagement legt einen dynamischen Wasserhaushalt zugrunde, muss 
ein besonderen Wert auf den Vorsorgegrundsatz legen und arbeitet vorausschauend mit worst-case-
Betrachtungen, um auf Krisen besser vorbereitet zu sein und im Krisenfall schneller reagieren zu können.

• § 6 WHG enthält grundsätzlich bei richtigem Verständnis der Begriffe und entsprechender Anwendung, 
grundsätzlich eine ausreichende Vorgabe. Die Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt 
insgesamt unterstreicht das. 

• Problem liegt auf der Ebene der Rechtsanwendung. Insofern wäre eine klarere Konturierung sehr hilfreich.

➢ Welche Auswirkungen hätte eine gesetzliche Priorisierung bestimmter Gewässerbenutzungen auf die 
Vergabe von Wasserrechten (z.B. § 2 EEG im Verhältnis zur öffentlichen Wasserversorgung)?

▪ Priorisierung von Gewässerbenutzungen geht vor Ausnahmemöglichkeit für Gewässerbenutzungen 
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